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In der Forderung der k. k. Poſtverwaltung, daß die durch Private hergeſtellten 
Poſtcorreſpondenzkarten der für die amtlichen Blanquette dieſer Karten be⸗ 
ſtehenden Vorſchrift entſprechen, nämlich auf der Vorderfeite der Karte jeden: 
falls mit der deutſchen Ueberſchrift „Correſpondenzkarte“ (welcher allerdings 
eine Bezeichnung in einer anderen Landesſprache beigefügt ſein kann) ver⸗ 
ſehen fein müſſen, kann eine Verletzung des durch Art. 19 des St. Gr. Gel. 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der 
nationalen Gleichberechtigung nicht erdlickt werden. 
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Joſef Anger und das öſterreichiſche öffentliche Recht. 
Ein Nachwort zur Septuagenar⸗Feicr. 
Von Dr. Friedrich Karminsti, 


Nicht um nur in den verhallenden Jubel eines feierlichen Tages- 
ereigniſſſes mit einzuſtimmen, wollen wir dem ſiebzigſten Geburtstage des 
Altmeiſters der öſterreichiſchen Rechtswiſſenſchaft an dieſer dem öſterrei— 
chiſchen öffentlichen Rechte und der öſterreichiſchen Verwaltung dienenden 
Stelle ein Gedenlblatt widmen, ſondern vielmehr, um bei dieſem feſt⸗ 
lichen Anlaſſe den ſpeciellen Antheil an dem Zoll dankbarer Verehrung 
zu reclamiren, welche wie die geſammte öſterreichiſche Juriſtenſchaft, ſo auch 
insbeſondere die Vertreter des öſterreichiſchen öffentlichen Rechtes im en= 
geren Sinne für den gefeierten Juriſten an ſeinem zu geiſtiger Rück— 
und Ueberſckau ſeines Weſens und Wirkens einladenden Jubel— 
tage erfüllt. Hat doch Unger ſelbſt bekanut, durch ſein öffentliches Leben 
und insbeſondere ſeine amtliche Stellung auf das öffentliche Recht hin— 
gedrängt und hingeführt worden und nicht „blos ein ſogenannter Privat— 
rechtsjuriſt“ zu ſein.) Dem Staats- und Verwaltungsrechte waren viel— 
mehr die eindringendſten Studien und das intenſivſte Intereſſe feiner 
ernſten Manneszeit vornehmlich gewidmet. 

In der That hat das öſterreichiſche öffentliche Recht in Unger 
nicht nur einen ſeiner gründlichſten Kenner und beſten Interpreten, 
ſondern eine auch auf dieſem Gebiete der Rechtswiffenſchaft unmittelbar 
eingreifende und ſchöpferiſche Autorität zu verehren. 

Wir denken da nicht blos daran, daß Joſef Unger ſeit nun 
bald zwei Jahrzehnten an der Spitze eines unſerer oberſten Tribunale 
öffentlichen Rechtes, des Reichsgerichtes, unſeres Verfaſſungsgerichtshofes 
ſteht, nachdem er ſeit ſeiner Errichtung ſchon als eines ſeiner Mitglieder 
gewirkt hatte, ſondern ebenſo daran, daß das andere Tribunal öffent— 
lichen Rechtes in Oeſterreich, der Verwaltungsgerichtshof, dem Geiſte 
Unger's ſeine Entſtehung und Geſtaltung dankt. 

Unger's durchdringendem Blicke war nicht entgangen, daß von 
der Art und Weiſe, wie das ſchwierige Problem der rechtlichen Controle 


=) 7 Sitzung der XI. Seſſion des Herrenhauſes am 1. Juni 1891, Steno⸗ 
graphiſche Protokolle S. 62. . 


der Verwaltung gelöst wird, die Richtung, der Gang und das Schick— 
ſal der Verwaltung in Oeſterreich auf lange hinaus beſtimmt werde, 
und darum iſt ſeine glänzende Vertretung der heutigen Geſtaltung der 
öſterreichiſchen Verwaltungsgerichtsbarkeit ein bleibend fortwirkendes Ver⸗ 
dienſt Unger's um die Verwaltung. Was bei der mannigfachen und heftigen 
Gegnerſchaſt einer dem modernen Geiſte des öffentlichen Rechtes und 
den beſonderen Forderungen zweckmäßiger Verwaltungsthätigkeit entſpre⸗ 
chenden Organiſation der Verwaltungsgerichtsbarkeit aus der wohldurch— 
dachten Arbeit Unger's und Lemayer's, aus dem öſterreichiſchen Ver— 
waltungsgerichtshofe, und damit aus der öſterreichiſchen Verwaltung ohne 
dieſe von tiefer Einſicht und überlegenem Geiſte getragene überzeugungs⸗ 
treue Vertretung Unger's geworden wäre, mögen wir gar nicht ausdenken. 

Denn damals noch mehr wie heute war man allen Fragen des 
öffentlichen Rechtes gegenüber zumeiſt in einſeitig privatrechtlichen An— 
ſchauungen befangen und vermochte nur ſchwer zu der klaren Erkenntniß 
der beſonderen Natur des öffentlichen Rechtes durchzudringen. Man darf 
ſich da durch geiſtreiche Paradoxen nicht verwirren laſſen. Als poſitives Recht, 


als — um mit Hegel zu ſprechen — „ruhiges Abbild der exiſtirenden oder 


erſcheinenden Welt“ betrachtet, ſind Privatrecht und öffentliches Recht nun 
einmal verſchiedene logiſche Kategorien und nur nach ihrem Werdegang 
beurtheilt, werden fie als hiſtoriſche Kategorien gelten dürfen. Man über- 
ſehe nicht, daß das Privatrecht nur das Verhältniß des Einzelnen zum Ein- 
zelnen im Auge hat, während das öffentliche Recht die Beziehungen 
des Einzelnen zur Geſammtheit ordnet. Dieſe Verſchiedenheit der 


dem Einzelrechte gegenüberſtehenden Intereſſenträger it die Wurzel 


der weſentlich verſchiedenen Natur dieſer beiden Kategorien des 
Rechtes. Dem echt juriſtiſchen Geiſte und der logiſchen Schärfe des 
römiſchen Rechtes war dieſe weſentliche Verſchiedenheit vollſtändig klar, 
und darum hat der römiſche Juriſt die Beſonderheit des ins publieum 
bald begriffen und auch beachtet, während die deutſchrechtliche Entwicklung 
ſtets die Neigung zeigte, die Verhältniſſe des öffentlichen Rechts, wo 
nur irgend möglich, privatrechtlich zu conſtruiren. Davor hat unſer großer 
Privatrechtsjuriſt ſich und die von ihm vertretenen öffentlichrechtlichen 
Inſtitutionen allezeit bewahrt und darin liegt ein gutes Stück der un 
mittelbaren Bedeutung Unger's für das öſterreichiſche öffentliche Recht. 

Wir erinnern da nur an die ſo glückliche und klare Erfaſſung 
der öffentlichrechtlichen Natur des Entſchädigungsanſpruches des unſchul 
dig Verurtheilten gegenüber dem Staate, welche in dem bezüglichen 
öſterreichiſchen Geſetze zur Geltung gelangte und welche nur der Ein 
flußnahme Unger's in der juriſtiſchen Commiſſion des Herrenhauſes zu 
danken iſt. Ohne dieſe hätten wir mit dem im Abgeordnetenhauſe zur 
Annahme gelangten bezüglichen Eutwurfe geradezu ein juriſtiſches 
Monſtrum von einem Geſetz bekommen, das juriſtiſch ebenſo verfehlt 
wie zweckwidrig geweſen wäre. Gleich beſtimmende Ingerenz auf die 
Entwicklung und Geſtaltung des öffentlichen Rechtes unter Wahrung 
der beſonderen Natur desſelben nahm Unger auch bei zahlreichen anderen 
Geſetzen öffentlichrechtlicher Art. Für unſere Difeiplin verdanken wir 
die präciſe juriſtiſche Scheidung des civilrechtlichen Momentes der Haft— 
pflicht und des öffentlichrechtlichen der Unſallsrente ſeiner am 4. Mat 


1894 anläßlich der Berathung über die Novelle zum Unfallverſicherungs— 


geſetze im Herrenhauſe gehaltenen Rede ?, wie ſeine im ſelben Jahre an 
gleicher Stelle vorgebrachten Ausführungen zu dem Entwurfe des Ratenge⸗ 
ſetzes und ſpäter zu dem wirkſam gewordenen Geſetze über die Ausverkäufe ) 
nach dieſer Richtung für die Theorie und Praxis des öffentlichen Rechtes 
und iusbeſondere des Verwaltungsrechtes dauernden Gewinn bedeuten. 

In der gerade mit Bezug auf das öffentliche Recht ſo viel um— 
ſtrittenen Frage über die Beziehungen von Geſetz und Verordnung und 
damit über die objectiven Grenzen zwiſchen Geſetzgebung und Verord— 
nungsgewalt wird unſere Theorie des öffentlichen Rechtes als giltige 
Lehre bewahren, was Unger im Herrenhauſe am 1. Juni 1891 zu 
dem Geſetze über die juriſtiſche Studienordnung?) ausführte: Die Ver- 
ordnung gilt dem beweglichen Elemente im Leben, die Geſetzgebung dem 
ſtabilen Elemente in der Rechtsordnung und iu der Ordnung des 
ſtaatlichen Lebens, und im Zweifel wird die Frage nie dahin geſtellt 
werden dürfen, was darf, ſondern was muß im Geſetzgebungswege 
geregelt werden? Erkeuntuißtheoretiſchen Werth haben für unſere 
Diſciplin ebenſo die gelegentlichen Ausführungen Unger's über das Ge— 
wohuheitsrecht auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, wie feine berühmte 
Rede ) zur Vertretung des Berliner Vertrages für alle Zeiten eine 
ergiebige Fundquelle ſcharfer und tiefer ſtaatsrechtlicher Erkenntniß in den 
controverſeſten Fragen des öſterreichiſchen öffentlichen Rechtes bleiben 
wird. Die rechtstheoretiſche Bedeutung dieſer gelegentlichen parla⸗ 
mentariſchen Beiträge Unger's zum öſterreichiſchen öffentlichen Recht und 
der Gewinn, den die wiſſenſchaftliche Lehre des öffentlichen Rechtes aus 
ihnen zieht, iſt umſo größer, als Unger dieſe öffnetlichrechtlichen Lehren nicht 
etwa nur für den augenblicklichen Tagesbedarf des parlamentariſchen 
Lebens ſich zurechtlegte oder berechnete, ſondern dieſelben nach ſeiner 
eigenen Erklärung jederzeit wohl durchdacht als eruſte und tiefe juri⸗ 
ſtiſche Ueberzeugungen vorbrachte, genau fo wie wenn er von der Lehr: 
kauzel herab die Reſultate einer von allen politiſchen Strömungen und 
Tendenzen unbeeinflußten Forſchung feinen Zuhörern verkündete. Für 
Unger iſt die Rednertribüne der geſetzgebenden Körper jo zur Lehr- 
kanzel des öſterreichiſchen öffentlichen Rechtes geworden, für welches er 
dadurch ein nicht geringerer Lehrer und Meiſter geworden iſt, wie er 
es für das Privatrecht auch in aller Form Rechtens war. 

Bei feiner Vertretung“) des Geſetzes über den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof hat Unger dies in mehr als einem Belange gezeigt. 

In einer Zeit, da man im Banne der alleinſeligmachenden „Auto- 
nomie“ noch mehr ſtand wie heute, und da man vor dieſem viel miß⸗ 
verſtandenen und noch mehr mißbrauchten Schlagworte bei Strafe des 
Auathems ſich in Demuth beugen mußte, wollte man nicht als ein 
politiſch Rückſtändiger verläſtert werden, war es Unger, der für dieſes 
ſchlimmſte Uebel der öſterreichiſchen Verwaltungsorganiſation die fthürfſte 
Verurtheilung und den Muth hatte, ſie öffentlich zu verkünden. Wie— 
wohl er unfruchtbare Klagen über dieſen unſeligen Dualismus der 
öſterreichiſchen Verwaltung gefliſſentlich vermied, enthielt er ſich nicht, 
mit wiſſenſchaftlichem Freimuthe dieſen wundeſten Punkt der Verwaltungs⸗ 
organiſation zu berühren und laut zu bekennen, daß nur dieſer durch 
den Dualismus bedingte Zwieſpalt in der Verwaltung — „der nicht immer 
Parallelismus beider Verwaltungen iſt, da ſie ja nicht blos neben— 
einander, ſondern häufig leider auch gegeneinander laufen“ — die 
Urſache deſſen iſt, daß das Aufgebot und die aufreibende Thätigkeit der 
Bevölkerung in der Sphäre der Autonomie um den beſten Theil ihres 
Werthes und Nutzeus gebracht erſcheint. Was Unger über dieſe unſere 
bedenklichſte Verwaltungs⸗Specialität, dieſe gefährliche Trennung zwiſchen 
Staats- und Selbſtverwaltung, durch welche die nach ihrer Natur zu⸗ 
ſammengehörigen Dinge vollſtändig auseinandergelöst wurden, da mit 
tiefſtem Verſtändniß für die Aufgaben der Verwaltung und wiſſenſchaftlicher 
Objectivität ſagte, wird bei jeder künftigen Reform der Verwaltungs⸗ 
organiſation zu voller Geltung gelangen. Nicht geiſtreich blos, ſondern von 
treffendſter Sachlichkeit und Wahrheit iſt jenes bei dieſem Anlaſſe ge⸗ 
ſprochene geflügelte Wort Unger's, daß es nichts Uunatürlicheres gebe, als 
den ſogenannten natürlichen Wirkungskreis der Gemeinde in Oeſterreich. 
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Auch das darf aus dieſer denkwürdigen Rede ) Unger's an dieſer 
Stelle nicht unbetont bleiben, daß Unger in der Debatte über das 
Geſetz, betreffend die Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes gegenüber 
all den Phraſen von Reaction und Abſolutismus des Beamtenſtaats die 
— wie er ſelbſt ſagte — „piſtoriſche Unparteilichkeit und Muth genug 
beſaß, um dem abſoluten Beamtenſtaat, wie er namentlich in Oeſterreich 
beſtanden hat, volle Gerechtigkeit und Anerkennung zutheil werden zu 
laſſen“, die namentlich auf die forterhaltenen traditionellen Eigenſchaften 
des öſterreichiſchen Beamtenthums, deſſen Ehrenhaftigkeit, Charakterfeſtig⸗ 
keit und Unparteilichkeit ſich gründet. „Der Beamtenſtand,“ ſagte Unger 
damals, „verdient heute doppelte Anerkennung, weil er ſeine Ehrenhaftig⸗ 
keit und Charakterfeftigfeit einer Geſellſchaft gegenüber bewahrt, die in 
manchen ihrer Kreiſe von einer taumelnden Begier nach Erwerbung 
von Reichthümern erfaßt iſt und deren oberſter Moraleodex in dem ein— 
fachen Satze beſteht: Alles, was Gewinn bringt, iſt erlaubt!“ Wie 
früher gegenüber dem contagiöſen Taumel der auri sacra fames, fo 
hat das Beamtenthum auch jetzt und fürderhin ſeine traditionelle 
Charakterfeſtigkeit, feine Widerſtandskraft und feine Ehrenhaftigkeit gegen— 
über allen jenen nicht weniger gefährlichen Lockungen und Drohungen 
unſerer gegenwärtigen in ihren Tiefen aufgewühlten Geſellſchaft zu 
zeigen, und es iſt darum gut, heute alle Welt an die Ueberzeugung 
Unger's zu erinnern, daß eine ſtarke und kräftige Verwaltung, die 
Feſtigkeit und Integrität des öffentlichen Rechtes wie die Bewahrung 
der öffentlichen Verwaltung vor dem Eindringen wechſelnder politiſcher 
Parteirückſichten ihre vertäßlichſte Stütze und Bürgſchaft in dieſen guten 
alten Traditionen des öſterreichiſchen Beamtenthums hat, deren Fort- 
erhaltung und Stärkung darum als eines der vornehmſten Poſtulate 
rechtsſtaatlicher Ordnung und Sicherheit erſcheint. 

Das war auch einer der leitenden Gedanken der Unger'ſchen Con— 
ception der Organiſation des Verwaltungsgerichtshofes, welche Unger's 
Namen und Wirken mit der öſterreichiſchen Verwaltung und dent heutigen 
öſterreichiſchen Verwaltungsrechte für alle Zeiten unmittelbar verknüpft und 
dieſes mit einem Strahle ſeines glänzenden ſchaffenden Geiſtes erleuchtet. 


Mittheilungen aus der Mraris. 


In der Forderung der k. k. Poſtverwaltung, daß die durch Private 
hergeſtellten Poſtcorreſpondenzkarten der für die amtlichen Blau⸗ 
quette dieſer Karten beſtehenden Vorſchrift entſprechen, nämlich 
auf der Vorderſeite der Karte jedenfalls mit der deutſchen Heber- 
ſchrift „Correſpondenzkarte“ (welcher allerdings eine Bezeichnung 
in einer anderen Landesſprache beigefügt ſein kaun) verſehen ſein 
müſſen, kaun eine Verletzung des durch Art. 19 des St. Gr. Gei. 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes 
der nationalen Gleichberechtigung nicht erblickt werden. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 22. April 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Karl Tulla, Buchbinders 
und Papierhändlers in Unter-Kanitz, durch Dr. Wenzel Perek, de praes. 
25. December 1897, Z. 470 R. G., wegen Verletzung des im Art. 19 
des Staats⸗Grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
gewährleiſteten politiſchen Nechtes zu Recht erkannt: Durch den Erlaß 
des k. k. Handelsuumniſteriums vom 18. November 1897, 3. 59.106, mit 
welchem beſtimmt wird, daß durch Private aufgelegte Correſpondenzkarten, 
welche nicht mit einer Aufſchrift in deutſcher Sprache verſehen ſind, als 
Briefe im Sinne der Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 
19. Mai 1892, 3. 17.096, werden behandelt werden, daß fie nämlich 
mit einer 5 kr. Briefmarke zu verſehen find, während bei Frankirung 
ſolcher Correſpondenzkarten mit blos 2 kr. noch 3 kr. als Nachzahlung 
und 5 kr. als Zuſchlag zu bezahlen ſind, hat eine Verletzung des dem 
Karl Tulla durch den Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De— 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 142 gewährleiſteten Rechtes der nationalen 
Gleichberechtigung nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Karl Tulla, Buchbinder und Papierhändler in Kanitz, 
ließ Correſpondenzkarten mit Anſichten der Stadt Kanitz herſtellen, welche 
er auf der Adreßſeite blos mit der Aufſchrift in böhmiſcher Sprache 
(Korespondeneni Listek) verſehen ließ. Das k. k. Poſtamt in Kanitz 
verweigerte die Beförderung dieſer Correſpondenzkarten, und über feine 
an die k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection für Mähren und Schleſien 
ergriffene Beſchwerde wurde ihm von dieſer mit dem Erlaſſe vom 
22. October 1897, 3. 60.267, bedeutet, daß nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften Correſpondenzkarten mit fehlender deutſcher Ueberſchrift durch 


) Stenogr. Prot. des Herrenhauſes, VIII. Seſſion, S. 451. 
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die Poſt nicht befördert werden dürfen. Infolge des von Karl Tulla hie⸗ 
gegen an das k. k. Handelsminiſteriums ergriffenen Recurſes hat dieſes 
mit dem Erlaſſe vom 18. November 1897, Z. 71.209, entſchieden, daß 
durch die Privatinduſtrie hergeſtellte Correſpondenzkarten, welche nur mit 
einer nichtdeutſchen Aufſchrift verſehen ſind, in Hinkunft vom Poſttrans⸗ 
porte nicht mehr auszuſchließen, ſondern im Sinne der Handelsminiſterial⸗ 
verordnung vom 19. Mai 1892, Z. 17.096, V. Bl. Nr. 51, Punkt 1, 
Abs. 6, als Briefe zu behandeln find. Dieſe Entſcheidung wurde über 
Anſuchen des Karl Tulla von der k. k. Poſt- und Telegraphendirection 
für Mähren und Schleſien am 19. December 1897, Z. 73.363, dahin 
erläutert, daß Correſpondenzkarten, welche nicht mit der Aufſchrift „Cor⸗ 
reſpondenzkarte“ oder „Poſtkarte“ in deutſcher Sprache verſehen find, 
zwar dem Adreſſaten zugeſtellt werden, daß dieſer jedoch, falls die Karte 
nur mit einer 2 kre.⸗Marke verſehen iſt, noch 8 kr. nachzuzahlen habe, 
und zwar 3 kr. als Nachzahlung und 5 kr. als Zuſchlag, daß daher eine 
blos mit einer Aufſchrift iu böhmiſcher Sprache verferene Correſpondemz— 
karte behufs vollſtändiger Frankirung mit einer 5 kr.-Briefmarke verſehen 
werden muß. Durch die vorcitirte Miniſterialentſcheidung erachtet ſich 
Karl Tulla in ſeinem durch Ark. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechte ſprach⸗ 
licher Gleichberechtigung verletzt, weshalb er die Beſchwerde an das 
k. k. Reichsgericht ergriffen hat. 
— wird nachſtehend ausgeführt: Die Poſt iſt eine allgemeine 
ſtaatliche Einrichtung, gleichmäßig beſtimmt für alle Angehörigen und alle 
Volksſtämme in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. 
Kein Volksſtamm und kein Stand hat ein größeres Recht zur Benützung 
dieſer ſtaatlichen Einrichtung. Wenn die k. k. Poſt für 2 kr. Correſpon⸗ 
denztarten befördert, welche mit der Aufſchrift „Correſpondenzkarte“ blos 


in deutſcher Sprache verſehen ſind, ſo iſt ſie verpflichtet, in gleicher 


Weiſe für 2 kr. auch ſolche Correſpondenzkarten zu befördern, welche blos 
uit einer böhmiſchen Aufſchrift verſehen ſind, inſoferne ſie nur ſonſt 
den übrigen Bedingungen entſprechen, und es iſt die k. k. Poſt nicht 
berechtigt, für die Beförderung ſolcher böhmiſcher Correſpondenzkarten 
5 kr. zu begehren, denn der Art. 19 des Staats⸗Grundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, erklärt ausdrücklich, daß alle 
Vollsſtämme gleichberechtigt find und daß jeder Volksſtamm das unver⸗ 


fegliche Recht auf Wahrung und Pflege feiner Sprache hat. Durch die 


angefochtene Miniſterialentſcheidung, welche für die Beförderung böhmiſcher 
Correſpondenzkarten eine höhere Gebühr fordert als für die Beförderung 
deutſcher Correſpondenzkarten, wird jene Gleichberechtigung verletzt und 


die böhmiſche Nationalität und die böhmifche Sprache in ungeſetzlicher 


Weiſe herabgeſetzt. Dies läßt ſich auch durch Rückſichten auf die Be- 
förderung nicht entſchuldigen, da die Manipulation mit Correſpondenz⸗ 
karten mit böhmiſcher Aufſchrift keine größere Arbeit erfordert als jene 
mit deutſchen Correſpondenzkarten. Das k. k. Handelsminiſterium darf 
e Correſpondenzlarten nicht ſo behandeln, wie wenn ſie aus dem 
as ande kämen, da die böhmiſche Nation gleichmäßig alle ſtaatlichen 
Laſten trägt und daher auch gleichmäßig zur Benützung aller allgemeinen 
ſtaatlichen Einrichtungen zugelaſſen werden muß. Die blos böhmiſchen 
Correſpondenzkarten miſſſen doch dasfelbe Recht genießen wie die für 
2 kr. (5 Pfennige) beförderten deutſchen Correſpondenzkarten aus Deutich- 
land und wie die für 2 kr. beförderten ausſchließlich ungariſch bezeich- 
neten Correſpondenzkarten aus Ungarn. Hienach wird das im Enunciate 
dieſes Erkenntniſſes erſichtliche Begehren geſtellt. 

Das k. k. Handelsminiſterium macht in ſeiner Gegenſchrift Folgendes 
geltend: Nach § 24 des Poſtgeſetzes vom 5. November 1837, J. G. S. 
Nr. 240, ſetzen beſondere Anordnungen die Einrichtungen der verſchie— 
denen Poſtanſtalten und das Verfahren feſt, welches bei ihrer Benützung 
zu beobachten iſt, und beſtimmen die Rechte und Verbindlichkeiten der— 
jenigen, welche die Poſtanſtalt benützen. Was nun die Correſpondenz— 
karten betrifft, ſo wurde dieſe poſtaliſche Einrichtung mit der Handels— 
miniſterialverordnung vom 22. September 1869, Poſt⸗ und Tel. V. Bl. 
Nr. 46, ins Leben gerufen. Hiebei wurde an dem Grundſatze feſt— 
gehalten, daß die für dieſe neue Correſpondenzform gewährte bedeutende 
Portobegünſtigung nur bei Verwendung der amtlich aufgelegten Blan— 
quette eintreten ſoll. Dieſe amtlichen Blanquette tragen auf der Adreß⸗ 
ſeite die Aufſchrift: „Correſpondenzkarte.“ Weiter wurde mit der Handels— 
miniſterialverordnung vom 8. September 1871, Poſt- und Tel. V. Bl. 
Nr. 39, die Einrichtung getroffen, daß für jene Poſtbezirke, in welchen 
außer der deutſchen noch eine andere Sprache landesüblich iſt, die 
Correſpondenzkarten mit einer doppelſprachigen Aufſchrift, nämlich in 


Verſchleiß gebracht werden. Demgemäß beſtehen für den Poſtdirections⸗ 
bezirk Brünn (Mähren und Schleſien) deutſch-böhmiſche und deutſch⸗ 
polniſche Correſpondenzkarten. Von dem Grundſatze, daß nur die amtlich 
aufgelegten Blanquetle der Correſpondenzkarten verwendet werden dürfen, 
wurde vom 1. Jänner 1885 angefangen eine Ausnahme zugeſtanden, 
indem unter gewiſſen Bedingungen auch von der Privatinduſtrie herge⸗ 
ſtellte Correſpondenzkarten zur Beförderung zum ermäßigten Portoſatze 
von 2 kr. zugelaſſen werden. Dieſe in den Handelsminiſterialverordnungen 
vom 12. December 1884 und vom 28. November 1885, Poſt- und Tel. 
V. Bl. Nr. 91 u. 93, feſtgeſetzten Bedingungen gehen aus naheliegenden 
manipulativen Gründen im Principe dahin, daß die von der Privar— 
induſtrie hergeſtellten Correſpondenzkarten den ämtlichen Blan— 
quetten vollkommen gleichen müſſen. Dieſelben müſſen alſo 
nicht nur in Größe und Stärke des Papiers mit den ämtlichen Cor— 
reſpondenzkarten genau übereinſtimmen, ſondern auch auf der Vorderſeite 
mit der gedruckten oder geſchriebenen deutſchen Ueberſchrift „Correſpondenz— 
karte“ verſehen ſein, welcher eine Bezeichnung in einer anderen Laudes— 
ſprache ebenſo beigefügt ſein kann, wie dies bei den in gemiſchtſprachigen 
Bezirken aufgelegten ämtlichen Correſpondenzkarten der Fall iſt. Endlich 
beſtimmt Punlt 1, Abſ. 6 der Handelsininijterialv.voronung vom 19. Mai 
1892, Poſt⸗ und Tel. V. Bl. Nr. 51, daß Correſpondenzkarten, welche 
in Bezug auf die Ausdehnung, äußere Ausſtattung u. ſ. w. den für 
dieſe hinſichtlich der Portogebühr begünſtigte Correſpondenzgattung vor— 
geschriebenen Bedingungen nicht en ſprechen, als Briefe zu behandeln 
ſind. Aus dem Inhalte der eben citirten Poſtvorſchriften einerſeits und 
dem Wortlaute der angefochtenen Entſcheidung andererſeits geht klar 
hervor, daß es ſich im vorliegenden Falle keineswegs um die Frage des 
Rechtes zum Gebrauche einer landesüblichen Sprache, jondern lediglich 
um die Anwendung der hinſichtlich der Poſtbeförderung von Correſpondenz⸗ 
karten beſtehenden allgemeinen reglementären Vorſchriften gegenüber dem 
Beſchwerdeführer handelt. Indem daher die Beſchwerde die Geſetzmäßig⸗ 
leit der angefochtenen Entſcheidung bekämpft, beſtreitet ſie eigentlich die 
Legalität der citirten Poſtvorſchriften. Daß aber dieſe eine Geſetzwidrig— 
keit nicht enthalten, ergibt ſich aus folgender Erwägung: Weder aus 
Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, noch aus einem anderen Geſetze läßt ſich für den einzelnen 
Staatsbürger ein Recht darauf ableiten, daß beliebig ausgeſtattete 
Karten zu dem für Correfpondenzfarien beſtimmten ermäßigten Porto⸗ 
ſatze ſeitens der Poſtanſtalt befoͤrdert werden. Der Poſtverwaltung muß 
es daher frei ſtehen, im Verorduungswege die Bedingungen feſtzuſetzen, 
unter denen die urſprünglich nur für amtlich aufgelegte Blanquette von 
Correſpondenzkarten eingeführte Portobegünſtigung auch den von der 
Privatinduſtrie hergeſtellten Karten zugeſtanden wird. 

Wenn nun die volle Uebereinſtimmung mit den amt 
lich aufgelegten Blanquetten gefordert wird, ſo kann darin 
keinesfalls eine Rechtswidrigkeit erblickt werden, es müßten denn die 
amtlichen Blanquette ſelbſt eine Geſetzwidrigkeit enthalten. Daß aber die 
amtlich aufgelegten Correſpondenzkarten, welche in allen gemiſchtſprachigen 
Poſtdirectionsbezirken die Aufſchrift nicht blos in deutſcher, ſondern auch 
in der betreffenden anderen Landesſprache enthalten, eine Verletzung des 
im Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, ausgeſprochenen Grundſatzes der ſprachlichen Gleichberechtigung 
in ſich ſchließen, kaun wohl niemand behaupten. Das k. k. Handels⸗ 


miniſterium ſtellt daher den Antrag, die vorliegende Beſchwerde als 


unbegründet abzuweiſen. 

Bei der heutigen öffentlichen mündlichen Verhandlung, zu welcher 
nur der Vertreter der Beſchwerde erſchienen iſt, hat derſelbe umſtändlich 
nachzuweiſen verſucht, daß der Vorgang des Handelsminiſteriums weder 
durch das Geſetz noch durch Verkehrsrückſichten gerechtfertigt wird und 
daß auch Fälle einer gegentheiligen Praxis der Poſtbehörden vorkommen. 
Den Legalausführungen der Beſchwerdeſchrift wurde insbeſondere bei⸗ 
gefügt, daß die Normativbedingungen des Vertragsabſchlußes mit dem 
Staate, welcher bei dem Frachtgeſchäfte der Beförderung der Correſpon— 
denzlarten im Sinne der Art. 390 und 421 H. G. B. erforderlich ſei, für 
die Angehörigen aller öſterreichiſchen VBolfsftänme die gleichen fein müſſen. 

Die vorliegende Beſchwerde iſt geſetzlich nicht begründet. 

Die Poſtverwaltung iſt nach § 24 des Poſtgeſetzes vom 5. No- 
vember 1837, J. G. S. Nr. 240, berechtigt, mittels beſonderer Anord— 
nungen das Verfafren bei Benützung der Poſtanſtalten feſtzuſetzen. 

Von dieſem Rechte hat ſie Gebrauch gemacht, indem ſie mit der 
Handelsminiſterialverorduung vom 22. September 1869, V. Bl. Nr. 46, 


deutſcher und der betreffenden zweiten Landesſprache aufgelegt und in | im Einvernehmen mit dem kön'glich ungariſchen Handelsminiſterium ein⸗ 


ſprachige (diutiche, beziehungsweiſe ungariſche) Correſpondenzkarten ein⸗ 
führte und mit der Handelsminiſterialverordnung vom 8. September 
1871, V. Bl. Nr. 39, anordnete, daß für mehrſprachige Poſtbezirke 
Correſpondenzkarten mit einer doppelſprachigen Aufſchrift, nämlich in 
deutſcher und der betreffenden anderen Landesſprache aufgelegt werden. 

Wenn nun die Poftverwaltung verlangt, daß auch die durch Private 
(nach Zulaß der Handelsminiſterialverordnung vom 12. December 1884, 
V. Bl. Nr. 91) hergeſtellten Correſpondenzkarten den für die amtlichen 
Blanquette beſtehenden Vorſchriften entſprechen, fo kann hierin eine Ver- 
letzung des durch den Art. 19 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 142, gewährleiſteten Rechtes der nationalen 
Gleichberechtigung nicht erblickt werden. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 22. April 1898, Z. 103.) 


iter nr 

Bericht über die ſauitären Verhältniſſe und Unterſuchungen 
im Erzherzogthume Deſterreich unter der Enns für das Fahr 1896. 
Verfaßt im Sanitätsdepartement der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei. Wien 
1897. Im Selbſtverlag der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei. VI u. 291 Seiten. 

Nachdem ſchon andere Landesſtellen, wie insbeſondere jene von Mähren 
und Bohmen, mit gutem Beiſpiele vorangegangen waren, hat ſich nunmehr 
auch die Sanitätsverwaltung von Niederöſterreich entſchloſſen, den bisher nur 
Amtskreiſen zugänglichen Landesfanitätsbericht der Oeffentlichkeit zu übergeben. 
Die vorliegende Publication bildet den erſten derartigen Verſuch. Genau 
genommen reicht der erſte Verfuch eigentlich ſchon auf mehr als ein Menſchen⸗ 
alter zurück, indem ſchon vor mehr als 30 Jahren die ſanitären Verhältniſſe 
und Einrichtungen Niederöſterreichs von dem langbewährten Leiter des Sanitäts⸗ 
departements der Statthalterei in einem kurzgefaßten Berichte geſchildert 
wurden, welcher im Jahre 1865 in den Jahrbüchern der k. k. Geſellſchaft der 
Aerzte zu Wien erſchienen iſt. Die Fortſetzung dieſer Publication iſt leider lange 
unterblieben. Dagegen ließen zwei andere an der Sanitätsverwaltung lebhaft 
betheiligte Factoren, nämlich das Stadtphyſicat und der Chefarzt der Wiener 
Polizeiverwaltung, ihre Stimmen öffentlich vernehmen. Sonſt fand nur das 
ſtatiſtiſche Material des Sanitätsberichtes in den Veröffentlichungen der ſtatiſti⸗ 
ſchen Centralcommiſſion Verwerthung und erlangte dadurch auch eine größere 
Publicität. Nachdem hierauf das ſeit mehreren Jahren erſcheinende Jahrbuch 
der Wiener Kranken anſtalten eine Wendung zum Beſſern vorbereitet hatte, iſt 
nunmehr der lange unterbrochene Faden wieder aufgenommen und dadurch lang 
Verſäumtes nachgeholt worden. Die Bedeutung der Publication reicht aber — 
und das möchten wir beſonders betonen — viel weiter. Sie bedeutet einen 
weiteren wichtigen Schritt zur Schaffung eines einheitlichen Reichsſanitäts⸗ 
berichtes, in dem die einzelnen Landesberichte aufzugehen haben werden. Erft 
damit wird endlich ein wichtiger Wunſch aller derjenigen erfüllt ſein, welche ſich 
für die gewaltigen Fortſchritte und Erfolge unſerer Sanitätsverwaltung intereſſiren, 
die namentlich unter der gegenwärtigen kräftigen Leitung erzielt worden ſind. 

Die Anordnung des Stoffes iſt die bisher in den internen Sanitäts⸗ 
berichten eingehaltene, die allen Fachmännern bekannt iſt. Der Inhalt kann, 
wenn man die Arbeit als erſten Verſuch betrachtet, als ſehr reichhaltig ange— 
ſehen werden. Doch fällt es auf, daß in wichtigen Fragen der Aſſanirung 
anderen Factoren, nämlich dem Stadtphyſicus und dem Polizeichefarzte, das Wort 
überlaſſen wird. Zahlreiche Diagramme und andere kartographiſche Darſtellungen 
dienen zur beſſeren Veranſchaulichung der im Berichte niedergelegten ſtatiſtiſchen 
Ergebniſſe. Dr. Schm. 


Notiz. 


(Betreffend die Belohnung von Gendarmen für Auf— 
greifung von Geſetzesübertretern) wird durch die Verordnung des k. k. 
Juſtizminiſteriums vom 23. April 1898, 3. 6745, verordnet: An Stelle des 
Erlaſſes vom 24. April 1873, 3. 4512, haben nunmehr nachſtehende Beſtim⸗ 
mungen zu treten: 1. Die mit Allerhöchſter Entſchließzung vom 25. März 1897 
genehmigte und mit Circularverordnung des Landesvertheidigungs-Miniſteriums 
vom 10. April 1897, Z. 8736, kundgemachte, von der k. k. Hof- und Staats: 
druckerei im Jahre 1897 veröffentlichte Gebürenvorſchrift für die k. k. Gen⸗ 
darmerie enthält in den SS 33 bis 36 neue Vorſchriften über Taglien und 
Prämien von Gendarmen anläßlich der Aufgreifung von Geſetzesübertretern. 
Demnach gebürt der Gendarmerie nur dann eine Belohnung, wenn ſie „durch 
die Aufgreifung nicht lediglich ihrer Dienſtpflicht nachgekommen iſt, ſondern den 
betreffenden Geſetzesübertreter mit beſonderer Mühewaltung ausgeforſcht und 
zuſtande gebracht hat“. Das Ausmaß der Belohnung richtet ſich nach der Höhe 
der vom zuſtändigen Gerichte verhängten Strafe, und zwar auch dann, wenn 
ſich die Begehung einer zufammentreffenden ſchwereren Strafthat erſt im Laufe 
des Strafverfahrens herausgeſtellt hat. Im Falle der Wiedereinbringung eines 
entſprungenen Häftlings oder Sträflings iſt die zweite Aufgreifung abgeſondert 
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zu behandeln. Es hängt in dieſem Falle das Ausmaß bei vorliegender Strafhaft 
von der Dauer des Strafreſtes ab, und im Falle der Begehung einer neuen 
Strafthat durch den Entſprungenen auch von der für dieſe neue Strafthat zu 
bemeſſenden Strafe. Unter Umſtäuden kann die Ausforſchung, in anderen Fällen 
wieder die Verhaftung für ſich allein Anſpruch auf Belohnung gewähren, auch 
kann eine Theilung der letzteren unter mehrere Gendarmen erfolgen. Das 
erforderliche Maß der Mühewaltung liegt in dem Zuſtandebringen „durch 
mühevolles Vorpaßhalten und Verfolgen“. Erfolgt die Verhaftung über Anzeige 
Privater, ſo gebührt eine Belohnung nur dann, wenn der Thäter über unvoll⸗ 
ſtändiger Andeutung über ſeine Perſon oder ſeinen Aufenthalt, über ſeine Flucht 
und andere Umſtände von dem Gendarmen nur durch Bethätigung von Umſicht, 
beziehungsweiſe aus eigenem Eifer ausgeforſcht und zur Haft gebracht werden 
konnte“. Erfolgte die Verhaftung über behördliche Aufforderung oder über 
Steckbrief, Jo kann eine Belohnung nur eintreten, wenn der Thäter bereits 
flüchtig war, in der Aufforderung keine näheren Angaben zu ſeiner Ermittlung 
enthalten waren, der im angegebenen Aufenthaltsorte nicht angetroffen wurde 
und der Gendarm ihn „aus eigenem Antriebe mit beſonderer Mühewaltung 
ausforſchte“. Iſt die Gendarmerie durch einen Mitſchuldigen zur Kenntniß des 
Verhafteten gelangt, ſo gebührt ihr nur für „befondere geiſtige Thätigkeit“, wenn 
die Angabe „mittels kluger Combinationen der Thatumſtände und darauf 
baſirter entſprechender Fragen erzielt wurde“ (natürlich abgeſehen von Schwierig: 
keiten bei der Verhaftung ſelbſt). Ausgeſchloſſen ſind Belohnungen: a) bei Ueber⸗ 
tretungen und bei Vergehen, wenn Arreſt unter 6 Monaten oder Geldſtrafe 
ausgeſprochen wird; b) falls die Verhaftung blos wegen wörtlicher oder thätlicher 
Beleidigung der Gendarmerie erfolgte; e) falls ſich die Verhaftung als ungerecht: 
fertigt darſtellte d) bei Betretung auf der That ohne befondere Mühewaltung; 
e) bei vorſchriftsmäßiger Verhaftung ausweisloſer Perſonen u. dgl., falls ſie 
ſpäter als Verbrecher erkannt werden; k) im Falle eines durch Vorſpiegelungen 
ſeitens des Gendarmen erlangten Geſtändniſſes; 8) im Falle der Verhaftung 
infolge öffentlichen Rufes; h) im Falle der Auslieferung an das Ausland. 
2. Zum Zwecke der Zuerkennung ſolcher Belohnungen haben die Urtheilsgerichte 
unter Benützung des beigegebenen Formulares dem Gendarmerie-⸗Abtheilungs⸗ 
Commando in allen Fällen Mittheilung zu machen, in welchen nach den vor⸗ 
gezeichneten Grundſätzen einem Gendarmen eine Belohnung gebührt. Dieſe Mit⸗ 
theilungen find gemäß 88 79 und 97 des Gerichtsorganiſationsgeſetzes von der 
Gerichtsabtheilung auszufertigen, bei welcher die Straſſache anhängig iſt, ſodann 
von dem Vorſitzenden zu unterfertigen und mit dem Amtsſiegel zu verſehen. 
Dieſe Mittheilungen ſind von Fall zu Fall zu machen. Es unterliegt jedoch 
keinem Anſtande, auch für mehrere Fälle oder monatlich über alle in der be⸗ 
treffenden Abtheilung vorgekommenen, rechtskräftig erledigten Fälle gemeinſame 
Mittheflung zu machen. Unter allen Umſtänden muß die Mittheilung in dem 
Monate der rechtskräftigen Erledigung erfolgen. In die ſechste Rubrik dieſer 
Mittheilungen ſind alle jene Umſtände aufzunehmen, welche zur Begründung 
des Belohnungsanſpruches weſentlich erſcheinen. So weit dem Gerichte die hiezu 
erforderlichen Daten nicht bekannt ſind iſt deren Ergänzung dem Gendarmerie⸗ 
Abtheilungs⸗Commando zu überlaſſen. Es iſt ſtrenge darauf zu achten, daß der⸗ 
ſelbe Fall nicht zweimal mitgetheilt werde, damit nicht hiedurch Doppelaus⸗ 
zahlungen verurſacht werden. Hiezu wird ein entſprechender Vermerk im Strafacte 
dienlich fein. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium des Innern Julius 
Sagaſſer den Ritterſtand taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hofrathe bei der Statthalterei in Trieſt Anion 
Krekich Edlen v. Treuland anläßlich deſſen Penſionirung das Comthur⸗ 
kreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath der galiziſchen Finanz⸗Landes⸗ 
direction Johann R. v. Sawicki zum Rathe des Verwaltungsgerichtshofes ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath Joh. Freih. v. Kut ſchera 
zum Hofrathe bei der n.:ö. Statthalterei ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberbaurathe der tiroliſchen Statthalterei Auguſt 
Ritt, ſowie dem Oberbaurathe der n.⸗6. Stafthaltere i Georg Ptak taxfrei den 
Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Hofſeeretär der Cabinetskanzlei Joſef Marde: 
gani zum wirklichen Regierungsrathe und den Miniſterialſecretär im königlich 
ungariſchen Miniſterium des Innern Julius Böles v. Nagy-Budafa zum 
Cabinets Concipiſten und Hofſecretär ernannt. 


Erledigungen. 

Secundararztesſtelle mit 600 fl. Jahresgehalt, Naturalverpflegung 
J. Claſſe und Naturalwohnung fammt Beheizung bei der n. 5. Landes -Findel⸗ 
auſtalt bis 25. Juli. (Amtsblatt Nr. 160.) 

3 Praktikantenſtellen mit je 600 fl. 
Jahres⸗Remuneration von je 100 fl. beim k. k. 
bis 20. Auguſt. (Amtsblatt Jr. 161.) 

Mehrere Poſtaſſiſtenteuſtellen in Wien mit der XI. Rangsclaſſe 
gegen Eaution bis 20. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 164.) 

Bezirksſecretärsſtelle mit der X. Rangsclaſſe in Böhmen, eventuell 
Statthalterei-Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bis Ende Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 166.) 


jährlichem Adjutum nebſt einer 
Hauptpunzirungsamte in Wien 


D Hiezu für die P. T. Abonneuten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuutuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 59 und 60 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


